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„Rückvermeisterung“ – ein Beitrag zur Förderung der Attraktivität des Hand- 
werks oder ein Risiko für das bestehende Modell? 

von Marcel Valentin 
 
Auch wenn seit der Novelle der Hand-

werksordnung (HwO) vom 1. Januar 

2004 mittlerweile 15 Jahre vergangen 

sind, riss die Diskussion darüber in den 

vergangenen Jahren nie wirklich ab. 

Stein des Anstoßes dieser Diskussio-

nen ist, damals wie heute, die Überfüh-

rung von 53 sogenannten Vollhand-

werken in die Anlage B1 der HwO. 

Damit entfiel das Meisterbrieferforder-

nis für diese Handwerke. Eine abge-

legte Meisterprüfung war in den in An-

lage B1 überführten Handwerken fort-

an keine Voraussetzung mehr für die 

Gründung eines Betriebs. 

Grund für die aktuell in Handwerk, Poli-

tik und Wissenschaft wieder deutlich 

kontroverser geführte Debatte über die 

Ausweitung des Meisterbrieferforder-

nisses, war der im März 2018 ge-

schlossene Koalitionsvertrag zwischen 

CDU, CSU und SPD. Dort heißt es:  

„Wir werden den Meisterbrief erhalten 

und verteidigen. Wir werden prüfen, 

wie wir ihn für einzelne Berufsbilder 

EU-konform einführen können.“1 

Zuletzt hat sich auch der Deutsche 

Bundestag mit der umgangssprachlich 

auch als „Rückvermeisterung“ be-

zeichneten Rückführung der B1-

Handwerke in Anlage A beschäftigt. 

Nach Anträgen von AfD und FDP und 

der sich anschließenden Debatte wur-

de beschlossen, das Thema in den 

Ausschuss für Wirtschaft und Energie 

zu überweisen.2 

Jüngst schaltete sich auch die Mono-

polkommission mit einer Stellungnah-

me in die Debatte ein, welche der 

Rückvermeisterung insgesamt ableh-

nend gegenübersteht. 

Ziel dieser aktuellen Stellungnahme 

soll es sein, die Debatte zu strukturie-

ren, die Argumente Für und Wider ei-

ner Rückführung der B1-Handwerke 

darzustellen und in den rechtlichen 

Kontext einzuordnen. Von Relevanz ist 

hierfür, neben verfassungsrechtlichen 

Fragen, auch das Europarecht. 
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I.   Erwartungen an die Wiederein-
führung der Meisterpflicht 
Die Argumente für eine Überführung 

der bisher zulassungsfreien Gewerke 

in den Kreis der Anlage A Handwerke, 

lassen sich in zwei Hauptbereiche ein-

ordnen. Vorrangig werden Argumente 

des Rechtsgüterschutzes angeführt. 

Zudem wird an die Wiedereinführung 

der Meisterpflicht die Erwartung positi-

ver Effekte auf wirtschafts- und bil-

dungspolitische Fragen geknüpft. 

 

1. Rechtsgüterschutz 

 

Bei der Novelle der HwO 2003, wurde 

für die Entscheidung, ob ein Handwerk 

in der Anlage A verbleibt oder nicht, 

auf die Gefahrgeneigtheit und die Aus-

bildungsleistung der Tätigkeit abge-

stellt.3 Um die Gefahrgeneigtheit eines 

Gewerks festzustellen, wurde insbe-

sondere auf den Schutz vor Gefahren 

für Leben und Gesundheit Bezug ge-

nommen. Der Schutz von Leben und 

Gesundheit ist auch aktuell Kernargu-

ment für die Wiedereinführung der 

Meisterpflicht. Die Abwehr von Gefah-

ren für Leib und Leben ist innerhalb 

des Wirtschaftsverwaltungsrecht eine 

anerkannte Zweckrichtung.4 

Neben der Gefahren für Leben und 

Gesundheit, spielen jedoch auch ande-

re Rechtsgüter eine Rolle für die Beur-

teilung der Gefahrgeneigtheit.  

So werden in der Debatte um gefähr-

dete Rechtsgüter auch der Verbrau-

cherschutz, der Umweltschutz oder, 

wenn auch untergeordnet, der Kultur-

güterschutz genannt.5 

 

a) Gefahren für Leib und Leben 

Wie bereits erwähnt, stellen die Befür-

worter der Wiedereinführung der Meis-

terpflicht maßgeblich auf das Kriterium 

der Gefahrgeneigtheit ab. Grundsätz-

lich ist die Gefahrgeneigtheit einer Tä-

tigkeit durchaus geeignet eine Berufs-

zulassungsschranke zu rechtfertigen.6 

Zudem dürfte es unbestritten sein, 

dass die Abwehr von Gefahren für Leib 

und Leben Dritter ein überragend wich-

tiges Gemeinschaftsgut darstellt. Ent-

scheidend für die Frage der Rückver-

meisterung ist jedoch, ob die Gefahr-

geneigtheit auch für die Gewerke der 

Anlage B1 angenommen werden kann.  

Für den Großteil dieser Berufe wird 

eine solche Gefahrgeneigtheit aller-

dings abgelehnt werden müssen.7 Et-

waige Eigengefährdungen der Berufs-

ausübenden müssen bei der Gefah-

renanalyse unberücksichtigt bleiben, 

da eine Schutzpflicht des Staates in 

Anbetracht der freiwilligen Aussetzung 

dieser Gefahr nicht unmittelbar be-

gründet wird.8 Einzig der Beruf des 
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Behälter- und Apparatebauers und die 

Lebensmittelhandwerke (Müller, Brau-

er und Mälzer, Weinküfer) könnten ei-

ne solche Gefahrgeneigtheit aufwei-

sen, womit für diese Fälle eine Rück-

führung in Anlage A durch den Zweck 

der Gefahrenabwehr für Leib und Le-

ben Dritter, gerechtfertigt werden könn-

te und unter Umständen auch sinnvoll 

erscheint.9 Im Zusammenhang mit 

dem Argument der Gefahrenabwehr 

wird von Kritikern der Meisterpflicht 

jedoch immer wieder darauf verwiesen, 

dass für den Meister keine Anwesen-

heitspflicht bei der Ausübung der ge-

fahrgeneigten Tätigkeit besteht. In der 

Praxis läuft dies oft darauf hinaus, 

dass der Geselle die gefahrgeneigte 

Tätigkeit ohne Aufsicht ausübt.10 Au-

ßerdem sei nicht sichergestellt, dass 

sich die Inhaber des Meisterbriefs re-

gelmäßig dahingehend weiterbilden, 

dass von ihren Leistungen und Arbei-

ten bzw. ihren Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern eine möglichst geringe 

Gefahr für Leib und Leben ausgeht. 

 
b) Verbraucherschutz und Qualitätssi-

cherung  

 

Weiteres zentrales Argument innerhalb 

Debatte stellt der Verbraucherschutz 

dar. Auch hier ist festzustellen, dass 

die Abwehr von Gefahren für Vermö-

gen und Eigentum der Verbraucher im 

Wirtschaftsverwaltungsrecht ein aner-

kanntes Schutzgut darstellt11 und als 

besonders wichtiges Gemeinschaftsgut 

dazu geeignet ist, Berufszulassungs-

regelungen zu rechtfertigen.12 Von den 

Befürwortern wird der Verbraucher-

schutz und das damit eng verknüpfte 

Ziel der Qualitätssicherung im Hand-

werk, als Argument für die Überfüh-

rung der B1-Handwerke in den Kreis 

der A-Handwerke vertreten.13 Grund 

für die Wichtigkeit einer Qualitätssiche-

rung im Handwerk sei, dass der Ver-

braucher oftmals Privatperson ist und 

daher ein Informationsgefälle dahinge-

hend bestehe, dass es dem Endver-

braucher regelmäßig nicht möglich ist 

eine qualitative Beurteilung der Leis-

tung vorzunehmen.14 Andererseits wird 

immer wieder betont, dass ein Zu-

sammenhang zwischen der Deregulie-

rung des Handwerks und einem Quali-

tätsabfall nicht durch Zahlen belegt 

werden könne.15 Auch die Monopol-

kommission hält in ihrem aktuellen Po-

sitionspapier eine Berufszulassungs-

beschränkung für die Erreichung des 

Ziels weder für notwendig, noch für 

geboten. Hierbei verweist die Kommis-

sion aus ökonomischer Sicht darauf, 

dass die Einführung einer Marktein-

trittsbarriere nur dann zu rechtfertigen 

wäre, wenn es im Bereich des Hand-
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werks zu einem Marktversagen kommt. 

Dazu könnte es unter gewissen Um-

ständen dann kommen, auch aufgrund 

der oben erwähnten Informationsas-

ymmetrie zwischen Handwerkern und 

Verbrauchern, wenn die Konsumenten 

ohne Rücksicht auf die Qualität der 

Leistung vermehrt die günstigeren An-

gebote annehmen würden. Dadurch 

würden Anbieter hoher Qualität lang-

fristig gezwungen den Markt entweder 

zu verlassen oder aber selbst schlech-

tere Qualität anzubieten (sog. adverse 

Selektion).16 Zudem verweist die Stel-

lungnahme der Monopolkommission 

darauf, dass Qualitätsunterschiede in 

einem freien Markt durchaus er-

wünscht und nicht ungewöhnlich sind. 

Die Kommission sieht den freiwilligen 

Meisterbrief insofern als ein „freiwilli-

ges Qualitätssignal“, das den „Ver-

brauchern ein besonderes Qualitäts-

versprechen signalisiert“.17 Zudem 

verweist das Positionspapier darauf, 

dass dem Verbraucher mit den gesetz-

lichen Gewährleistungsansprüchen ein 

adäquates Mittel zur Verfügung steht, 

um auf mangelhafte Qualität reagieren 

zu können und die Wiedereinführung 

der Meisterpflicht insofern nicht ver-

hältnismäßig wäre.  

 

 

2. Wirtschafts- und bildungspolitische 

Ziele 

 

Für die Wiedereinführung der Meister-

pflicht werden auch wirtschafts- und 

bildungspolitische Ziele ins Feld ge-

führt. Befürworter sehen in der Meis-

terpflicht nicht weniger als „eine(n) der 

Gründe, warum es so gut um den Wirt-

schaftsstandort Deutschland bestellt 

ist.“18 Die Meisterpflicht wird dabei als 

essentiell für die Sicherung der Ausbil-

dungsleistung, die Mittelstandsförde-

rung, die Verbesserung der Markteffi-

zienz und die Stärkung der beruflichen 

Bildung in kleinbetrieblichen Strukturen 

angesehen.  

 

a)  Sicherung der Ausbildungsleistung 

 

Als Ziel der Rückführung der bisher 

zulassungsfreien Handwerke in den 

Kreis der Anlage A Handwerke, wird 

oft die Stärkung der Ausbildungsleis-

tung genannt.19 Argument ist hier, dass 

es sich bei den durch den Wegfall der 

Meisterpflicht gegründeten Unterneh-

men oftmals um Solo-Selbständige 

handle, die nicht ausbilden würden 

bzw. aufgrund der fehlenden Qualifika-

tion auch gar nicht ausbilden dürfen. 

Kritiker hingegen verweisen auf die 

Komplexität des Themas. So müsse 

hierbei auch auf den Einfluss demo-
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graphischer Faktoren geachtet werden. 

Die Monopolkommission macht dar-

über hinaus auch den Wegfall einer 

Ausnahmeregelung für das Einbrechen 

der Zahl der Auszubildenden verant-

wortlich. Von 2003 bis 2008 wurde die 

sogenannte „Ausbilder-

Eignungsverordnung“ ausgesetzt. 

Dadurch wurde es in zulassungsfreien 

Gewerken möglich, auch ohne den 

Nachweis besonderer pädagogischer 

Kompetenzen, Lehrlinge auszubil-

den.20 Zudem wird angezweifelt, ob die 

Nachwuchsprobleme des Handwerks 

ausschließlich auf die sinkenden Aus-

bildungszahlen zurückzuführen seien. 

Drängenderes Problem sei die Abwan-

derung aus dem Handwerk. So verlas-

sen zwei von drei Gesellen das Hand-

werk in Richtung anderer Wirtschafts-

bereiche.21 Daher wird auch argumen-

tiert, dass die Stärkung der handwerk-

lichen Ausbildungsleistung, gerade 

auch mit Blick auf die volkswirtschaftli-

che Bedeutung, durch die Wiederein-

führung der Meisterpflicht notwendig 

sei.22 

Den Fachkräftemangel also allein auf 

die fehlende Meisterpflicht für die B1-

Handwerke zurückzuführen, wäre ver-

kürzt. Zumal ein statistischer Zusam-

menhang wohl nicht nachweisbar ist.23 

Zudem wird argumentiert, dass der 

Gesetzgeber Ausbildung und Meister-

pflicht durch die Regelung der §§ 7b, 

22b II Nr. 2 b) HwO voneinander ge-

trennt habe.24 Wenn nun die Wieder-

einführung der Meisterpflicht als Argu-

ment für eine (erwartete) Steigerung 

der Ausbildungsleistung herangezogen 

wird, wäre dies inkonsequent.  

 
b) Mittelstandsförderung 

 

Das Ziel der Mittelstandsförderung 

wurde vom BVerfG schon früh als ge-

eignet angesehen, Eingriffe in die Be-

rufsfreiheit zu rechtfertigen.25 Eng ver-

knüpft ist die Mittelstandsförderung mit 

dem bis zur HwO-Novelle 2003 ver-

folgten Ziel der „Erhaltung von Leis-

tungsstand und Leistungsfähigkeit“ des 

Handwerks. Auch wenn sich der Ge-

setzgeber mit der Novelle explizit ge-

gen eine Wiederaufnahme dieses 

Zwecks entschieden hat, ist, auch 

durch die dazu ergangene Rechtspre-

chung,26 davon auszugehen, dass eine 

Wiedereinführung der Meisterpflicht 

hiermit gerechtfertigt werden könnte. 

Das Ziel der Mittelstandsförderung im 

Handwerk fußt auf der Überzeugung, 

dass ein wirtschaftlich erfolgreicher 

handwerklicher Mittelstand wirtschafts- 

und arbeitsmarktpolitisch positive Ef-

fekte hat. Verwiesen wird hierbei auf 

selbst in Krisenzeiten stabile Beschäf-

tigtenzahlen und der Standorttreue, die 
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eine „konjunkturelle Stabilisatorfunkti-

on“ besitzen.27  

 

c) Stärkung der beruflichen Bildung in 

kleinbetriebliche Strukturen 

 

Ebenfalls vorgebracht wird der mit der 

Wiedereinführung verfolgte Zweck der 

Stärkung der beruflichen Bildung in 

kleinbetrieblichen Strukturen. Dabei 

geht es mittelbar zwar auch um die 

Sicherung der Ausbildungsleistung für 

die Gesamtwirtschaft. Primär soll mit 

der Stärkung der Ausbildung in klein-

betrieblichen Strukturen jedoch dafür 

gesorgt werden, dass Wissen und 

Können in den jeweiligen Berufen nicht 

verloren gehen und auch um die Auf-

wertung beruflicher Bildung im Ver-

gleich zur akademischen.28 Das Meis-

terbrieferfordernis soll in diesem Zuge 

dazu beitragen, dass die berufliche 

Ausbildung von potenziellen Nach-

wuchshandwerkerinnen und Handwer-

kern als attraktive Alternative zur In-

dustrie oder einer akademischen Lauf-

bahn wahrgenommen wird.29  

 
II. Verfassungs- und europarechtli-
cher Kontext 
 
Wie bereits mehrfach erwähnt, stellt 

eine Wiedereinführung der Meister-

pflicht für die Anlage-B1 Gewerbe ei-

nen Eingriff in grundrechtlich geschütz-

te Positionen dar. In Frage kommen 

hierbei insbesondere die Berufsfreiheit 

Art. 12 I GG und der Gleichheitssatz 

Art. 3 I GG. Zudem wären zwangsläu-

fig auch europarechtliche Regelungen 

betroffen. 

 
1. Verfassungsrechtlicher Kontext 

 
a) Berufsfreiheit Art. 12 I GG 

 

Die Meisterpflicht verlangt von potenti-

ellen Betriebsgründerinnen und Be-

triebsgründern das Absolvieren einer 

Ausbildung und das Ablegen einer Prü-

fung. Aus grundrechtlicher Perspektive 

stellt die Meisterpflicht daher eine sub-

jektive Berufszulassungsregelung dar. 

In der Dogmatik der drei Stufen-Lehre 

ist eine subjektive Zugangsvorausset-

zung auf der zweiten Stufe zu verorten, 

auf welcher Eingriffe nur dadurch ge-

rechtfertigt werden können, wenn sie 

besonders wichtige Gemeinschaftsgü-

ter schützen. Die oben genannten Ar-

gumente die für die Wiedereinführung 

einer Meisterpflicht sprechen (insbe-

sondere Qualitätsargumente, die Ge-

fahrenabwehr und die Stärkung der 

Ausbildungsleistung) stellen allesamt 

legitime Zwecke dar. Zudem ist auch 

die Einschätzungsprärogative des Ge-

setzgebers zu beachten. Deshalb ist 
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davon auszugehen, dass die Verfas-

sungsmäßigkeit der Rückvermeiste-

rung im Rahmen der Angemessen-

heitsprüfung zu entscheiden ist.  

Die Monopolkommission geht in ihrem 

Positionspapier davon aus, dass eine 

Wiedereinführung der Meisterpflicht 

nicht angemessen wäre. Mit den be-

reits genannten Argumenten wir darauf 

abgestellt, dass es fraglich erscheine, 

ob der zeitliche und finanzielle Auf-

wand, der für das Ablegen einer Meis-

terprüfung betrieben werden muss, in 

einer Abwägung mit den bezweifelten 

Nutzen für die Erreichung der verfolg-

ten Ziele, die Rückführung der B1-

Handwerke rechtfertigen könne.30 

Auch von anderer Seite wird der Bei-

trag, den die Wiedereinführung der 

Meisterpflicht zur Erreichung der damit 

verfolgten Ziele leisten kann, bezwei-

felt. Die verfolgten Zwecke würden 

entweder nicht belegbar oder in nur so 

eingeschränkten Maße gefördert, dass 

der Eingriff in die Berufsfreiheit damit 

außer Verhältnis stünde.31  

Dem gegenüber steht jedoch vor allem 

die Einschätzung von Burgi, der die 

Wiedereinführung der Meisterpflicht für 

eine Mehrzahl der in Anlage B1 ge-

nannten Handwerke für verfassungs-

rechtlich rechtfertigbar hält. Dazu müs-

se jedoch dahingehend unterschieden 

werden, dass die Wiedereinführung 

nicht für jedes Handwerk mit demsel-

ben legitimen Zweck zu rechtfertigen 

ist, sondern eine Differenzierung in 

Teilgruppen nötig ist.32 So soll die Ge-

fahrgeneigtheit der Tätigkeit den Ein-

griff vor allem bei den Nahrungsmittel-

handwerkern (Müller, Brauer und Mäl-

zer, Weinküfer) und den Behälter- und 

Apparatebauern die Meisterpflicht 

rechtfertigen können.33 

Der Aspekt des Verbraucherschutzes 

hingegen soll den Grundrechtseingriff 

hingegen dort rechtfertigen, wo vor 

allem Verbraucher die Endkunden der 

Handwerksleistung sind und daher ei-

ne Defizitäre Leistungserbringung nicht 

ohne weiteres erkennbar ist.  

Mit Blick auf die wirtschafts- und ar-

beitspolitischen Ziele die mit der Wie-

dereinführung verfolgt werden sollen, 

wird die Wiedereinführung für diejeni-

gen Handwerke als gerechtfertigt an-

gesehen, die aufgrund der großen An-

zahl der Betriebe oder eines großen 

Lehrlingsbestandes positive Auswir-

kungen auf Ausbildungsleistung und 

Mittelstandsförderung haben. 34 

 

b) Gleichheitssatz Art. 3 I GG 

 

Ebenfalls diskutiert wird eine mögliche 

Verletzung des Gleichheitssatzes Art. 

3 I GG durch die Wiedereinführung der 

Meisterpflicht. Dabei geht es allerdings 
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nicht um eine Ungleichbehandlung der 

A- und B1 Gewerbe. Diese würden, bei 

flächendeckender Einführung des 

Meistererfordernisses, gleich behan-

delt. Vielmehr geht es um die Frage, 

ob eine unsachgemäße Gleichbehand-

lung vorliegt. Mit dieser Argumentation 

könnte z.B. ein Raumausstatter vor-

bringen, dass er ebenso wie ein Mau-

rer der Meisterpflicht unterliegt, obwohl 

er einer anderen Berufsgruppe ange-

höre.35 Letztlich geht es bei der Frage 

jedoch um die Wahl des Oberbegriffs 

für die Bildung der Vergleichsgruppen. 

Würde man den Oberbegriff „Gefah-

renhandwerk“ wählen, könnte man si-

cherlich damit argumentieren, dass der 

Raumausstatter nicht denselben Zu-

lassungsvoraussetzungen wie der 

Maurer unterworfen sein darf. Wählt 

man jedoch den Oberbegriff „Hand-

werk“, ist eine Gleichbehandlung von 

wesentlich Ungleichem ausgeschlos-

sen. Zwar nimmt die aktuelle Rechts-

lage diese Zweiteilung in gefahrgeneig-

te und nicht gefahrgeneigte Handwer-

ke vor, im Falle einer flächendecken-

den Wiedereinführung der Meister-

pflicht jedoch müsste man jedoch da-

von ausgehen, dass der Gesetzgeber 

diese Unterscheidung gerade nicht 

mehr als geeignet ansieht und eine 

Gleichbehandlung von wesentlich Un-

gleichen daher ausgeschlossen ist. 

 

In diesem Zug ist ebenfalls zu nennen, 

dass im Meistererfordernis teilweise 

eine Inländerdiskriminierung gesehen 

wird. Der Vorwurf lautet, dass Inländer 

der Meisterpflicht unterworfen wären, 

wohingegen für EU-Ausländer weniger 

strenge Berufszulassungsregeln gel-

ten. Diesem Vorwurf kann jedoch da-

mit begegnet werden, dass Art. 3 I GG 

nur vor einer Ungleichbehandlung 

durch den gleichen Normgeber 

schützt.36 Insofern ist eine Ungleichbe-

handlung in diesem Falle von vornhe-

rein ausgeschlossen. 

 

c) Eigentumsfreiheit Art. 14 I GG 

 

Die Eigentumsfreiheit des Art.14 I GG 

schützt in sachlicher Hinsicht auch den 

eingerichteten und ausgeübten Ge-

werbebetrieb.37 Durch die Wiederein-

führung der Meisterpflicht, würde für 

die B1-Gewerbe die Fortführung des 

Betriebs an den Erwerb der entspre-

chenden Qualifikation – also dem 

Meisterbrief, geknüpft. Ohne Ausnah-

me- oder Übergangsregeln für Altbe-

triebe muss damit eine Verletzung des 

Art. 14 I GG angenommen werden. 

Insgesamt lässt sich feststellen, dass 

eine Wiedereinführung der Meister-

pflicht ohne Übergangs- und Ausnah-
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meregelungen verfassungsrechtlich 

nicht zu rechtfertigen wäre. 

 

2. Europarechtlicher Kontext 
 
Aus europarechtlicher Perspektive ist 

die Wiedereinführung der Meisterpflicht 

vor allem im Lichte der Berufsanerken-

nungsrichtlinie, der Dienstleistungs-

richtlinie und der Verhältnismäßigkeits-

richtlinie zu betrachten. 

 

a) Berufsanerkennungsrichtlinie 

 

Die Berufsanerkennungsrichtlinie re-

gelt, unter welchen Voraussetzungen 

EU-Ausländer die in ihrem Mitglied-

staat für einen Beruf zugelassen sind, 

auch in einem anderen Mitgliedsstaat 

ausüben dürfen. Die Berufsanerken-

nungsrichtlinie regelt nur das „Wie“ der 

gegenseitigen Anerkennung von Be-

rufszulassungsregelungen. Das „Ob“ 

einer Berufszulassungsreglementie-

rung wird dadurch gerade nicht erfasst, 

womit sich hieraus für die Wiederein-

führung der Meisterpflicht auch keine 

Vorgaben ergeben.38 

 

b) Dienstleistungsrichtlinie 

 

Die Dienstleistungsrichtlinie hat zum 

Ziel, die Ausübung der Niederlas-

sungs- und Dienstleistungsfreiheit 

durch den Abbau von Beschränkungen 

zu erleichtern.39 Fraglich ist in diesem 

Zusammenhang vor allem, ob die 

Dienstleistungsrichtlinie auf den Sach-

verhalt einer möglichen Wiedereinfüh-

rung der Meisterpflicht überhaupt An-

wendung findet.40 Nimmt man im Er-

gebnis eine Anwendbarkeit der Richtli-

nie an, würde die Rückvermeisterung 

eine rechtfertigungsbedürftige Verlet-

zung der Dienstleistungsrichtlinie dar-

stellen. Gemäß Art. 9 UA 1 lit. b) der 

Richtlinie müssten demnach zwingen-

de Gründe des Allgemeininteresses 

vorliegen um diese Einschränkung 

rechtfertigen zu können. Im Ergebnis 

ist die Frage der Rechtfertigung wohl 

mit den gleichen Argumenten wie bei 

der Frage nach einer Vereinbarkeit mit 

Art. 12 I GG zu führen, so dass hierbei 

auf die oben erwähnten Argumente 

zurückzugreifen ist. 

 

c) Verhältnismäßigkeitsrichtlinie 

 

III. Fazit 
 
Dass die Debatte um die Wiederein-

führung der Meisterpflicht so kontro-

vers geführt wird, liegt sicherlich auch 

an den guten Argumenten die auf bei-

den Seiten vorgebracht werden. Sicher 

ist, der Meisterbrief hat seine Daseins-

berechtigung. Sicher ist auch, dass 
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das Handwerk als Ganzes in der Zu-

kunft vor gewissen Herausforderungen 

steht, vor allem was eine ausreichende 

Ausbildungsleistung und die Stärkung 

des Mittelstands betrifft.  

Auf der anderen Seite sollte auch klar 

sein, dass die Rückführung der Anlage 

B1 Handwerke in die Anlage A nicht 

die Lösung all dieser Probleme ist. Die 

Herausforderungen denen sich das 

Handwerk gegenüber sieht sind kom-

plexer als die Frage: Meisterpflicht Ja 

oder Nein. Zudem sollte auch bedacht 

werden, dass es im Falle einer Rück-

vermeisterung sicherlich zu einer 

Rechtssatzverfassungsbeschwerde 

von B1-Handwerkern kommen wird. In 

einem solchen Verfahren könnte je-

doch auch die Meisterpflicht für die 

Anlage A Handwerke in Frage gestellt 

werden.41 Letztlich bleibt festzustellen, 

dass die Meisterpflicht auch in der 

nächsten Zeit noch für genügend Dis-

kussionen sorgen wird, was zu begrü-

ßen ist. Die eine perfekte Lösung wird 

es nämlich nicht geben. 
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